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Kantonale Planu · ''le 

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES HEGIERU 

DES KANTONS SOLOTHURN 

VOM 

30. März 1973 

I. 

SOLOTH· 

- 4.APR.1973 

ATES 

Nr. 1454 

Zwischen Dulliken und.Pä:hj,Js~n mündet die HardstJ::asse (Gemeinde-

strasse) in die Ausserortsstrecke der Durchgangsstrasse TS ein. 

Durch fortschrel,tende Ueberbauungen_in diesem Gebiet nimmt der 

ein- undausmündende Verkehr:.immer grössere Ausmasse an, so dass . - . . . . ·. -': ' 

-· sich .der Ba11 einer Linksabbiegespur av.fdrängt. Damit können einer-

seits die Leistungsfähigkeit der Durchgangsstrasse I. Klasse auf-
. . . . 

rE?chterhalten und die Verkehrssicherheit an dieser Stelle erhöht 

werden. 

Der Bau des Postbetriebszentrums in Däniken bedingt eine Verle­

.gL1ng der Durchgangsstrasse, die bis zur in Frage stehenden 

Einmündung reicht. Es ist daher zweckmässig, den Einbau der 

Linksabbiege;spur gleichzeitig durchzuführen und die Arbeiten 

mit der StJ;'assenverlegung .zu koordinieren. Ein entsprechender 

Kredit ist im Teilprogramm 1973 reserviert. 

Um die notwendigen -Proj ektunterlagen zu erhal ten,.und Up1 den 

für diesen Ausbau erforderlichen Landbedarf sicherzustellen, 
· · · bis · · ··· · · · 
hat das Bau-Departement. auf Grund von § 11 des kantonal.en 
., ' . . ... ' ' ; .... ,. 

Ge~etzes über das Bauwesen einen entsprechenden Strassen- ynd 

Baulinienplan ausarbeiten lassen. Die öffentliche Auflage dieses 

Planes erfolgte in der Zeit vom 22. Dezember 1972 bis 22. Januar 

1973 beim Kreisbauamt II in Olten und auf der Gemeindekanzlei 

in Dulliken. 

· Innert der gesetzlichen Frist ging .. ~ine Einsprache ein ... 

Einsprecherin ist die 

Firma H. Käslin, Hoch- :und Tie;Eb,a.u., AG, Ol~ten 
als Eigentümerin von GB bulliken Nr. 197 1 198, 
200 und 201; vertreten durch Herrn Dr. Rudolf 
Stuber, Advokatur und Notariat, Römerstrasse 6, Olten 
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Beamte des Bau-Departerneutes führten am 5. Februar 1973 in Olten 

die Einspracheverhandlung durch. 

II. 

Die Einsprecherin ist Grundeigentümerin in dem durch den Plan 

berührten Gebiet der Gemeinde Dulliken. Die Einsprache wurde 

fristgerecht eingereicht 1 weshalb auf sie einzutreten ist. 

III. 

Der Regieruqgsrat stellt fest und zieht i~ E~wägyng: 

In der Einsprache vom 18. Januar 1973 verlangt Herr :Or. Rudolf 

Stuber namens seiner Klientschaft zunächst eine Planänderung 

bzw.·Ergänzung in dem Sinne, d2.es eine Strassenverbindung zwischer; 
. \ 

dem Werkhof der Einsprecherin und dem neuen Standort des Kies-

werkes Richner & Co. AG auf kürzestem Weg (wie bisher) hergestellt 

und gewährleiste-t bleibt. Ferner werden Entschädigungsforderungen 

(Landerwerb, Inkonvenienzentschädigungen und Anpassungen) 

-geltend gemacht. 

In der Begründung wird geltend gemacht, dass durch die Verlegung 

der Durchgangsstrasse T5 in Dulliken Ost und Däniken West .nach 

Süden erhebliche Umwege für die Kiestransporte än Kauf genommen 

werden müssen. In Ergänzung der Einsprache hat Herr Dr,. Stuber 

anlässlich der Einspracheverhandlung ausgeführt, dass, im Falle 

der Erstellung einer rückwärtigen Erschliessungsstrasse südlich 

und parallel zur Durchgangsstrasse, zwischen den beiden Unter­

führungswerken in Dulliken und in Däniken, solche Umwege vermiede( 

werden könnten. Es könnte dann auch auf den Anschluss "Hardstrasse" 

verzichtet werden. Studien .für eine solche rückwärtige<Erschliessung 

sollen angeblich bereits -vorhanden 'Sein. Anfragen bei der Bürger­

gemeinde-Dulliken und den Einwohnergemeinden Dulliken und D.äniken 

haben jedoch ergeben, dass solche Planungsstudien .wohl vorhanden 

sindi dass j.edoch ein s_olches Projekt aus technischen und finan­

ziellen Gründen nicht zu realisieren wäre. Auf .dem Areal der Firma 

Richner AG befinde_ siq{l eJn _S_chJ__g.JrllT!.e . .::t.n:trrtler, _d_e.s..se_n. Verlegung finan-
.: .. 

ziell in keinem Verhältnis zum Nutz~n der erwähnten Strasse stünde. 
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.Ausserdem käme .diese Strasse in die noch abzubauende Kiesterrasse . . - . . . ~ . . 

zu .liege:s~ lWs diesen Gründen sollen qie gE;!nannten Gemeinden das 

Strassenprojekt aufgegebe.n haben. Ga~z ab?esehen_ von der Verwirk­

lichung einer solch~n rückwärtigen Verbindung könnte auf eine 

Beibehaltung der Abzweigung 11 Hardstrasse 11 kaum verzichtet werden. 

Es ist auch noch festzusteJ),e_p, .dass der Ausbau der erwähnten 

Abzwe:ügung in keinem direkten Zusammenhang mit der Verlegung der 

Durchgangsstrasse T5 steht. Die Verlegung der Durchgangsstrasse 

ist im vorliegenden Falle.nicht Sache des Kantons; die entspre­

chende Planauflag~ erfolgte durch die Direktion der Eidgenössischen 

Bauten nach eidgenössischem Recht und zwar im Zusammenhang mit dem 

geplanten Postzentrum-Neubau in Däniken. 

Abgesehen vom durchaus begreifliche~ negativen Bericht der 

genannten Gemeinden 1 ist auch der Staat an .der vpn der Einspre-
.. 

cheri.n verlangten rückwä:rtigen Erschliessu.ngsstrasse im vor-
··· _: .'.: ... ' .· . 

liegenden Fall,e nicht interessiert. Der vorg,esehene Links-

abbieger ist die angemessene Lösung des Problems. Der Staat 

könnte ·sich an den Ausbaukosten nicht beteiligen, nachdem er 

sich mit erheblichen Geldmitteln an den grasszügigen Unter­

führungs- und Erschliessungswerken in Dulliken und Däniken 

beteijgt. Ein gewisser Umweg für die Kiestransporte wird nicht 

bestritten, muss jedoch zugemutet und in Kauf genommen werden. 

Es darf aber auch nicht ausser Acht gelassen werden, dass 

die Verkehrsverhältnisse an der Durchgangsstrasse T5 zufolge 

des geplanten Ausbaues der Linksabbieg~spuren wesentlich·ver­

bessert werden, was vorab·auch im Intere$Se der Einspreqherin 

liegen dürfte. Aus diesen Gründen ist die Einsp):::ache in·diesem 

·punkte abzuweisen. 

Auf die~Fragen der Landentschädigung, der geltend gemacht~n Inkon-
\ .. . .. 

venienzen sowie der Anpassungen kann in diesem,Plc:).I1.genehm:i,gungs-
. .. . . ·. 

vef_;(:ahre_:n nicht eingetreten werden. Diese Forderungen sind in das 

Landerwerbsverfahren zu verweisen, das vor dem Strassenausbau 

durchgeführt werden muss. 
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IV. 

Das Planverfahren wurde ordnungsgernäss durchgeführt. Gegen den 

.Pla!l s'eübst si.nd keine technischen Einwendurigen zu erheben. 

Der vorliegende Strassen- und Baulinienplan ist daher im Sinne 
. . 

vorste.hender Feststellungen zU genehmigen. 

Es wird 
beschlossen.: 

1. Der Strassen- und Baulinienplan über den Ausbau der Ein­

mündung der Hardstrasse in die Durchgangsstrasse T5 in der 

· . Gemeinde Dulliken ~ird genehmigt. 

2. Die Einsprache der Firma H. Käslin, Hoch- und Tiefbau AG 1 

Olten, wird abgewiesen, sow~it darauf einzutreten ist. 

3. Für den Fall, dass m.i t. den betreffenden ~rundeigentümern ( 

über den Erwerb des fUr den strassenausbau erforderlichen 

Landes keine gütliche Einigurig zustande kommen sollte, 

ist das Expropriationsverfahren einzuleiten; das Bau-

Departement wird mit dem Vollzug beauftragt. 
·:·J ;··. 

ber Staatsschreib~~ 

Bau-Departement (3) 
Jur. Sekretär des Bau-Departemer'ites 
Kant. Tiefbauamt (5)j mit 2 genehmigten Plänen 
Kan~.:i) Planungss~elle (2), mit}: gene[lmig~en Pian 
Kre1s auamt II, 4600 Olten, m1t 1 genehm1gten Plan 
Ammannamt der Einwohnergemeinde, 4657 Dull-7-keni. mit 1 genehmigten 

Plan · ·· . 
Fritz Schürch, p'räsident der K~nt~ · s·chät~ungskOmmission 

4657 Dull~ken " 
.Amtsblatt (Publikation der Genehmigung) 
Dr. Rudolf Stuber, Advokatur ünd Notariat,·Römerstrasse 2, 

4600 Olten (2) 
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